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               Lüdenscheid, im April 2026 

Sven Haarhaus 

Stadtkämmerer 

 

 

 

Rede zur Einbringung des Verwaltungsentwurfs zum Doppelhaus-
halt 2026/2027 und zum Haushaltssicherungskonzept bis 2034 

 

 - Es gilt das gesprochene Wort - 

 

1. Einleitung 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister,  

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

wir bringen heute den Doppelhaushalt für die Jahre 2026 und 2027 ein – verbunden 

mit der Fortschreibung des Haushaltssicherungskonzeptes bis zum Jahr 2034. Fort-

schreibung ist an dieser Stelle allerdings mehr „Verwaltungssprechweise“ als es der 

Realität nahekommt, denn der Umfang der gegenüber dem letzten Haushaltssiche-

rungskonzept zu erarbeitenden zusätzlichen Konsolidierungsbeiträge übersteigt alle 

bisherigen Haushaltssicherungskonzepte. 

Ich will daher gleich zu Beginn deutlich sagen:  

Dieser Haushalt ist kein gewöhnlicher Haushalt. Er ist Ausdruck einer strukturellen 

finanzpolitischen Krise. Er ist gleichzeitig aber auch der Versuch, unsere Stadt hand-

lungsfähig zu halten.  
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2. Wie sind wir in diese Lage gekommen? 

Noch vor wenigen Jahren hatten wir die Erwartung, unseren Haushalt zumindest 

perspektivisch stabilisieren zu können. Der Weg aus der Haushaltssicherung lag vor 

uns und ist letztlich mit Abschluss des Jahres 2022 gelungen. Mehrere Jahre hinter-

einander haben wir sogar Haushaltsüberschüsse erzielen und Rücklagen bilden kön-

nen. Das Bild hat sich allerdings in kürzester Zeit massiv gewandelt. Daher muss 

man ganz klar feststellen: 

Die Erwartung hat sich nicht erfüllt. 

Die Gründe dafür liegen auf der Hand: 

 eine nun seit mehreren Jahren schwache konjunkturelle Entwicklung,  

 deutlich gestiegene Zinsen,  

 stark wachsende Sozialaufwendungen,  

 sowie erhebliche Tarif- und allgemeine Preissteigerungen, die das Ausgaben-

niveau dauerhaft erhöht haben.  

Diese Faktoren haben zu einer massiven Verschlechterung unserer finanziellen Aus-

gangslage geführt. 

Das strukturelle Defizit, was wir in unserem Haushalt feststellen können, ist nicht das 

Ergebnis einzelner oder einer Summe von Fehlentscheidungen in Lüdenscheid – es 

ist Ausdruck einer systemischen Überforderung kommunaler Haushalte. Dies ist 

nicht die Ausrede des Kämmerers zu meiner Entlastung oder für Sie, geehrte Rats-

mitglieder, die Sie schon länger dabei sein, um Verantwortung abzuschieben. Viel-

mehr lässt sich diese Feststellung eindrucksvoll belegen. Hierbei zeigt sich auch, 

dass diese nüchterne Darstellung noch zu wenig abbildet, in welcher Situation wir 

uns befinden. 

Wenn wir zunächst einmal nach Nordrhein-Westfalen blicken, dann stellen wir fest, 

dass im Jahr 2025 von 396 Kommunen gerade einmal zehn Kommunen einen struk-

turell ausgeglichenen Haushalt vorlegen konnten. Das entspricht einem Anteil von 

2,5%. Nun war die finanzielle Lage der Kommunen in NRW immer schon anders und 
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schlechter als in anderen Bundesländern. Lassen Sie uns daher einmal den Blick 

über Nordrhein-Westfalen hinaus auf das gesamte Bundesgebiet werfen: 

Noch im vergangenen Jahr wurde die finanzielle Lage der Kommunen in Deutsch-

land als „historisch schlecht“ beschrieben. Das kommunale Defizit des Jahres 2024 

lag bundesweit bei über 24 Mrd. Euro. So stellte Helmut Dedy, der langjährige und 

mittlerweile ausgeschiedene Hauptgeschäftsführer des Deutschen Städtetags, im 

Frühjahr 2025 bezogen auf die Ergebnisse des Jahres 2024 fest: 

„Die Lage der kommunalen Haushalte ist katastrophal. Das ist ein historisch hohes 

Defizit.“ 

Vor ein paar Tagen wurden nun die aktuellen Ergebnisse des Jahres 2025 veröffent-

licht. Und hier zeigt sich: Was im Jahr 2024 als historischer Tiefpunkt beschrieben 

wurde, war gar kein Tiefpunkt. Es erweist sich heute nur als Zwischenstation. Das 

kommunale Defizit ist noch einmal angestiegen: Im Jahr 2025 waren die kommuna-

len Ausgaben um satte 30 Milliarden Euro höher als die Einnahmen. Die Prognosen 

für die kommenden Jahren sehen sogar noch düsterer aus. 

Um diese Zahlen der letzten beiden Jahre einzuordnen und die Dimension deutlich 

zu machen, muss man einmal einen Blick zurückwerfen. Die Spitzenverbände haben 

im Zuge der Veröffentlichung der 2025er Ergebnisse auch die Daten seit 1992 mit-

geliefert.  
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Und hier erkennt man folgendes: 

- Auch in der Vergangenheit waren die Kommunen bei Weitem nicht auf Rosen 

gebettet. 

- Auch in der Vergangenheit gab es Zeiten großer Finanznöte; denken wir an 

die Zeit nach der Deutschen Einheit in den 1990ern, die Krisenjahre nach der 

Jahrtausendwende oder die Folgejahre der Finanzkrise 2007/2008. 

Man erkennt aber beim Blick in die Vergangenheit insbesondere auch:  

- Die Defizite der Jahre 2024 und 2025 sind jedes für sich dreimal so groß wie 

die größten Ausreißer seit 1992; und das nun zum zweiten Mal in Folge. 

- Als wäre das nicht schon genug: Nach den Prognosen der Bundesvereini-

gung der kommunalen Spitzenverbände werden die Defizite in den kommen-

den Jahren mindestens weiter in dieser Höhe bleiben. 

 

Meine Damen und Herren, 

Kämmerer haben ja nicht unbedingt den Ruf, für gute Stimmung zu sorgen. Im Ge-

genteil: Man sagt uns nach, wir würden die Dinge etwas düsterer zeichnen als sie 

sind. Und auch wenn Sie mir das als Bestandteil des Berufsethos vorwerfen können, 

lassen Sie mich feststellen: Noch nie war die finanzielle Situation der Kommunen in 

Deutschland so schwierig. 

Anders als in früheren Jahren haben wir es nicht mit konjunkturellen Einbrüchen auf 

der Einnahmeseite zu tun. Ergebnis der aktuellen Lage ist die Entwicklung der Aus-

gabenseite. Und es ist keine vorübergehende Schwächephase. Oder wie der Präsi-

dent des Deutschen Städtetags, Burkhard Jung, dies kommentierte: 

„Die städtischen Haushalte sind im freien Fall.“ 
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3. Aktuelle Haushaltslage 2026/2027 

Meine sehr geehrten Damen und Herren,  

 

wenn sich die Rahmenbedingungen in dieser Geschwindigkeit in ganz Deutschland 

verschlechtern, dann hat das zwangsläufig Konsequenzen, auch für uns hier vor Ort. 

Denn diese Entwicklung ist kein abstraktes bundesweites Phänomen. Es schlägt 

sich ganz konkret in unseren Haushaltszahlen nieder: Steigende Aufwendungen, 

wegbrechende Spielräume und die wachsende Herausforderung, unsere Aufgaben 

überhaupt noch aus eigener Kraft finanzieren zu können. 

Der vorliegende Doppelhaushalt macht diese Entwicklung unmissverständlich deut-

lich. 

Wir sprechen über: 

 erhebliche jährliche Defizite; in den kommenden Jahren hätten sich die Fehl-

bedarfe – ohne Gegenmaßnahmen – in einer Größenordnung von teilweise 

über 50 Millionen Euro jährlich und strukturell über 30 Millionen Euro be-

wegt, 

 steigende Belastungen, die sich weiter dynamisieren,  

 eine massive Inanspruchnahme der allgemeinen Rücklage, 

 den rasanten Anstieg der Verbindlichkeiten in den kommenden Jahren, so-

wohl bei den Investitionskrediten als auch bei den Liquiditätssicherungskredi-

ten, und 

 eine perspektivische Überschuldung, wenn wir nicht gegensteuern.  

Wir sprechen auch über einen Haushalt, der ohne Eingriffe nicht mehr genehmi-

gungsfähig wäre.  
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Deshalb ist klar:   

Ein Haushaltssicherungskonzept ist nicht optional – es ist zwingend. Die Gemeinde-

ordnung ist da sehr eindeutig. Es bedeutet aber auch: Nicht zu handeln ist keine Op-

tion. Und das nicht nur, weil uns die haushaltsrechtlichen Vorgaben dazu anleiten. 

Es ist unsere Verantwortung hier vor Ort, im Rahmen unserer Möglichkeiten die 

Handlungsfähigkeit für unsere Stadt zu erhalten. 

 

4. Ursachenanalyse 

Die Ursachen dieser Entwicklung für unsere Stadt sind – wie wir an den bundeswei-

ten Zahlen sehen – strukturell: 

Erstens: Die kommunale Finanzausstattung hält mit den Aufgaben und Ausgaben 

nicht Schritt. 

Zweitens: Die Transferaufwendungen entwickeln sich dynamisch – ohne dass wir sie 

wesentlich steuern können. 

Drittens: Bund und Land übertragen Aufgaben, ohne eine vollständige Gegenfinan-

zierung sicherzustellen. 

Und viertens: Die wirtschaftliche Entwicklung wirkt sich unmittelbar auf unsere wich-

tigste Einnahmequelle aus – die Gewerbesteuer. Diese ist bei uns zwar nach wie vor 

recht solide und nicht eingebrochen, aber eher mit einer Seitwärtsbewegung. Ange-

sichts der Ausgabenentwicklung benötigten wir aber eine Aufwärtsbewegung. 

Insgesamt bedeutet das: Wir haben es nicht mit einem kurzfristigen Problem zu tun, 

sondern mit einem strukturellen Ungleichgewicht. 

Weitere Ausführungen zur Ursachenanalyse und zu den gravierenden Verschlechte-

rungen erspare ich Ihnen, denn diese waren ausführlich bereits Bestandteil der Be-

richterstattung im Dezember 2025 im Finanzausschuss. Lassen Sie uns zum Haus-

haltssicherungskonzept kommen.   



7 
 

5. Wie wurde das HSK erarbeitet? 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, 

das vorliegende Haushaltssicherungskonzept ist das Ergebnis eines intensiven und 

systematischen Prozesses innerhalb der Verwaltung. 

 im Verwaltungsvorstand,  

 mit den Fachdiensten,  

 und in einer umfassenden Aufgaben- und Strukturanalyse.  

Wir haben dabei jeden Bereich betrachtet: 

 Leistungen,  

 Standards,  

 Organisation,  

 und Einnahmemöglichkeiten.  

Die Leitprinzipien waren klar: 

 nicht nur kurzfristige Einmaleffekte,  

 sondern nachhaltige Konsolidierung,  

 eine möglichst gerechte Lastenverteilung,  

 und der Erhalt zentraler Zukunftsfähigkeit.  

An dieser Stelle möchte ich unseren Fachdiensten im Hause danken für die durch-

weg konstruktiven Gespräche, die verantwortungsvoll und lösungsorientiert begleitet 

worden sind. Und die auch gezeigt haben, welches Engagement und welche Kom-

petenzen in unseren Fachdiensten stecken. Mein Dank geht auch den Fachdienst 

Verwaltungsmodernisierung, der im Hinblick auf die organisatorischen und technolo-

gischen Herausforderungen das Gros der vielen Haushaltsgespräche mit begleitet 

hat.  

Nicht alle Vorschläge und Ideen konnten unmittelbar schon als Maßnahme für das 

HSK formuliert werden; daher ist auch noch nicht alles sichtbar, was besprochen 

wurde. Denn dafür war in den vergangenen Wochen nicht ausreichend Zeit. 
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Aber wie wir gleich anhand des Maßnahmenpakets sehen werden, haben wir ohne-

hin einen längeren Weg vor uns und einiges muss in den kommenden Monaten und 

Jahren noch ausgearbeitet und verfeinert werden, so dass wir auf vieles aus den 

Gesprächen noch zurückgreifen werden.  

Vielen herzlichen Dank an alle Kolleginnen und Kollegen aus der Verwaltung, die 

hier mit besonderem Einsatz vorangegangen sind! 

Ausdrücklich und in besonderer Weise möchte ich dem Team der Kämmerei meinen 

Dank aussprechen. Die Erarbeitung dieses Doppelhaushaltes hat uns alle vor außer-

gewöhnliche Herausforderungen gestellt. Die Intensität ging noch einmal über das 

hinaus, was wir aus den vergangenen Jahren kannten. Die Vielzahl an Haushaltsge-

sprächen und der enge Zeitrahmen eines erst zum zweiten Mal aufzustellenden 

Doppelhaushaltes haben ein enormes Maß an Einsatz und Durchhaltevermögen er-

fordert. Dass ihr – buchstäblich bis zum letzten Moment – geschlossen und enga-

giert zusammengearbeitet habt, verdient große Anerkennung.  

Vielen herzlichen Dank!! 

 

6. Haushaltssicherungskonzept bis 2034 

6.1 Konsolidierungsziel 

Ausgangspunkt der Überlegungen für die Überarbeitung des Haushaltssicherungs-

konzeptes war natürlich das bereits bestehende Haushaltssicherungskonzept, das 

Sie kennen und dessen Maßnahmen weiterhin benötigt werden. Denn ohne diese 

Maßnahmen lägen die Plandefizite noch höher. 

Das nunmehr vorliegende, überarbeitete Haushaltssicherungskonzept umfasst ein 

Gesamtvolumen von über 250 Millionen Euro über die Gesamtlaufzeit, und zwar zu-

sätzlich zu den Maßnahmen des HSK aus 2012. Neue Maßnahmen erkennen Sie in 

dem Ihnen bereits aus dem letzten HSK bekannten „Maßnahmenpaket 2024/2025 - 

erweitert für das HSK 2026/2027“ an den farbigen Markierungen.  
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Ziel des Haushaltssicherungskonzeptes ist es, 

 das strukturelle Defizit schrittweise abzubauen  

 und bis spätestens 2034 wieder einen ausgeglichenen Haushalt zu erreichen.  

 

6.2 Maßnahmenstruktur 

Die Maßnahmen lassen sich in vier Bereiche gliedern: 

1. Aufwandsreduzierungen 

2. Ertragssteigerungen 

3. Investitionsstrategie 

4. Strukturelle Veränderungen 

 

6.2.1 Aufwandsreduzierung 

Lassen Sie mich mit den Aufwandsreduzierungen beginnen, weil diese auch den 

Schwerpunkt der neu erarbeiteten Maßnahmen bilden. Bereits in der Vorberichter-

stattung zur Haushaltseinbringung haben wir dargestellt, dass sich Aufwandsredu-

zierungen angesichts der Größenordnung der Defizite nicht alleine auf Sachkosten-

reduzierungen beschränken können und auch die Personalkosten mit in den Blick 

genommen werden müssen.  

Die Überlegungen zur zukünftigen Personalentwicklung der Stadt stehen dabei in ei-

nem Spannungsfeld mehrerer gegenläufiger Trends. Einerseits ist in den vergange-

nen Jahren ein deutlicher Stellenzuwachs zu verzeichnen gewesen. Dieser ist we-

sentlich auf einen kontinuierlichen Aufgabenzuwachs zurückzuführen, der sich so-

wohl aus gesetzlichen Anforderungen als auch aus erweiterten kommunalen Leis-

tungsangeboten ergibt. Insofern ist die Ausweitung des Personalbestandes nicht iso-

liert zu betrachten, sondern Ausdruck einer strukturellen Mehrbelastung der Verwal-

tung. 
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Gleichzeitig wirkt die demografische Entwicklung in zweifacher Hinsicht auf die Per-

sonalplanung ein:  

- Durch den bereits heute spürbaren Fachkräftemangel ist die Besetzung freier 

Stellen erheblich eingeschränkt. Nachdem zunächst in spezialisierten Aufga-

benbereichen die Nachbesetzung freiwerdender Stellen schwierig war, entwi-

ckelt sich dies zunehmend zu einem flächendeckenden Problem.  

- Zudem ist innerhalb der Verwaltung selbst in den kommenden Jahren mit ei-

nem altersbedingten Ausscheiden eines erheblichen Teils der Beschäftigten 

zu rechnen, da die geburtenstarken Jahrgänge der 1960er Jahre in den kom-

menden Jahren sukzessive ausscheiden. Dies fällt zeitlich mit der ähnlichen 

gesamtgesellschaftlichen Entwicklung zusammen. Der bereits existierende 

Fachkräftemangel wird von einem quantitativen Mangel an Arbeitskräften 

überlagert werden. 

Die bisherige Annahme, eine geschaffene oder freiwerdende Stelle bei Bedarf kurz-

fristig wiederbesetzen zu können, verliert an Tragfähigkeit. Vielmehr ist davon aus-

zugehen, dass selbst bei unverändertem Aufgabenvolumen nicht alle Stellen besetzt 

werden können.  

Darüber hinaus ist zu konstatieren, dass die Stadt Lüdenscheid in den vergangenen 

Jahren einen Bevölkerungsrückgang zu verzeichnen hat. 

Insgesamt muss die künftige Personalentwicklung daher als langfristiger Anpas-

sungsprozess verstanden werden, der die Effekte von Aufgabenzuwachs, demogra-

fischem Wandel, Fachkräftemangel und Bevölkerungsentwicklung integriert betrach-

tet. 

Für das Haushaltssicherungskonzept hat uns das zu drei Maßnahmen geleitet: 

1. Eine Stellenplannullrunde; das kennen Sie schon, weil wir darüber im 

Finanzausschuss im Dezember bereits berichtet haben. 
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2. Wir haben die bereits aktuell bestehenden Stellenvakanzen, die soge-

nannte strukturelle Personallücke, anhand der Vorjahresergebnisse ge-

nauer analysiert und den in der Vergangenheit bereits angesetzten 

Kürzungsbetrag noch einmal deutlich erhöht. 

3. Wir setzen die in den kommenden Jahren zu erwartende demografi-

sche Lücke als HSK-Konsolidierungsbeitrag an. Dies entspricht in der 

Annahme eines zu heute gleichbleibenden Aufgabenspektrums einer 

künftigen Planstellenreduzierung um rd. 100 Stellen. 

Insgesamt liegt der Gesamtbeitrag dieser drei Maßnahmen am Ende des HSK bei 

rd. 14 Mio. € jährlich. Das mag ambitioniert klingen. Angesichts der demografischen 

Entwicklung ist dieser Ansatz aber durchaus realistisch, sodass hier nicht primär Ri-

siken bestehen, die finanzielle Zielsetzung zu erreichen. Vielmehr liegen die Risiken 

vorrangig darin begründet, die künftige Aufgabenerfüllung weiterhin sicherzustellen. 

Letztlich bilden wir im Haushalt nur das ab, was uns der Arbeitsmarkt erwarten lässt 

und worauf wir uns vorbereiten müssen. Und dass wir uns darauf vorbereiten müs-

sen, muss von allen verinnerlicht werden. Dazu aber im Folgenden noch mehr (Ab-

schnitt: strukturelle Veränderungen).  

 

Die demografische Entwicklung stellt uns auch im Bereich der Kindertagesbetreuung 

vor Anpassungsnotwendigkeiten; daher sind wir auch dort einen ähnlichen Weg ge-

gangen. Für die kommenden Jahre ist nach den aktuell vorliegenden demografi-

schen Daten für Lüdenscheid von einem deutlichen Rückgang der Kinderzahlen im 

Altersbereich null bis sechs Jahre auszugehen. Gerade für diesen kostenintensiven 

Bereich wollen wir die KiTa-Bedarfsplanung konsequent an dem tatsächlichen und 

prognostizierten Bedarf ausrichten. Ziel ist es, Überkapazitäten zu vermeiden und 

Ressourcen effizient einzusetzen. Hierdurch erwarten wir mittelfristig eine Entlastung 

des Haushaltes, die nicht durch einen Qualitätsverzicht oder eine zurückgehende 

Nachfrage entsteht, sondern durch eine realitätsgerechte Planung, die sich an den 

tatsächlichen Bedarfen orientiert. Damit verbinden wir den Anspruch, auch in einem 

sich verändernden demografischen Umfeld ein verlässliches und qualitativ gutes Be-

treuungsangebot zu sichern und gleichzeitig die finanzielle Handlungsfähigkeit zu er-

halten. 
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Wir haben uns im Zuge der Haushaltsgespräche auch die Vorjahresergebnisse an-

gesehen und hieraus Ansatzkorrekturen entwickelt, um die Planung an aktuelle Ent-

wicklungen anzupassen. Hierbei hat uns in Teilen auch geholfen, dass wir schon die 

Haushaltsergebnisse für 2025 vorliegen hatten. Beim Blick auf den Haushalt 

2026/2027 bedeutet das: Nicht jede Ansatzkürzung oder -streichung bedeutet eine 

Leistungseinschränkung. Vielmehr wurden Budgets in Teilen konsequenter an die 

tatsächlichen Entwicklungen angepasst als dies vorher der Fall war. Auch in der Mit-

telfristplanung haben wir die Planungen vereinheitlicht und hierdurch Verbesserun-

gen erzielt. 

Wenn wir uns um Aufwandsreduzierungen kümmern, müssen wir jetzt und auch in 

Zukunft Standards und Leistungen überprüfen. Wir müssen Aufgaben priorisieren 

und uns die freiwilligen Leistungen anschauen. Das ist in Teilen schmerzhaft – aber 

unvermeidbar. 

Um es aber gleich vorweg zu nehmen: Einen Kahlschlag oder eine Radikalkur bei 

freiwilligen Leistungen wird es auch dieses Mal nicht geben. Wir nehmen keine Ein-

griffe in bestehende Strukturen vor. Aber wir haben angesichts der aktuellen Haus-

haltslage  

- unter Haushaltsvorbehalt ergangene Beschlüsse, die noch nicht umgesetzt sind, 

und  

- Maßnahmenentscheidungen und -vorschläge, bei denen die nun bekannten Folge-

kosten nach unserer Einschätzung im Hinblick auf die Zielerreichung ein Überden-

ken erfordern, 

hinterfragt. 

Für verschiedene Bereiche haben wir erstmal Prüfaufträge ohne konkrete Betrags-

vorgabe formuliert. 

Auch in diesem Haushalt haben wir zulässige haushaltsrechtliche Möglichkeiten ge-

nutzt: Die Ausbuchung der Corona- und Ukraine-Bilanzierungshilfe, die Sie im Rat 
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im Dezember beschlossen haben, entastet den laufenden Etat um einen sechsstelli-

gen Betrag. Wie bereits im letzten HSK haben wir in der Hochrechnung einen globa-

len Minderaufwand angesetzt, der den maximal möglichen Rahmen nicht ausnutzt. 

Darüber hinaus enthält das HSK auch noch eine Potenzialliste, mit Ideen, die noch 

auszuarbeiten sind, nicht monetarisiert werden konnten oder deren Wirkung unsi-

cher ist. 

 

6.2.2 Ertragssteigerung 

Auch auf der Ertragsseite haben wir die konsequente Vorjahresanalyse betrieben 

und so haushaltsplanerische Verbesserungen erreichen können. 

Wir werden aber auch weiterhin Einnahmepotenziale nutzen müssen. 

Das betrifft insbesondere: 

 Gebühren- und Entgeltanpassungen, insbesondere, wenn sich gleichzeitig Kos-

ten erhöhen,  

 steuerliche Maßnahmen,  

 die städtischen Beteiligungen und 

 weitere Einnahmequellen.  

Auch hier gilt:  

Das ist kein Wunsch – sondern finanzielle Notwendigkeit.  

Wir hatten uns im Haushaltssicherungskonzept des Jahres 2024 dabei schon mit 

dem Thema Inflation auseinandergesetzt und einige inflationsbedingte Erhöhungen 

auf der Einnahmeseite vorgeschlagen, um gestiegen Kosten auszugleichen.  

Zudem möchte in Erinnerung rufen, dass bereits im Haushaltssicherungskonzept 

des Jahres 2024 eine mittelfristige Grundsteuererhöhung Bestandteil der Planung 

war. Diese bleibt auch jetzt Bestandteil der Planung. Wir haben aber aktuell keine 

darüberhinausgehende Erhöhung vorgesehen, denn uns ist sehr wohl bewusst, wie 
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hoch unsere Steuersätze bereits jetzt sind. Außerdem konnten wir die vorgesehene 

Erhöhung angesichts einer im Vergleich zur letzten Planung besseren Liquiditätsent-

wicklung um ein Jahr nach hinten schieben. 

 

In der aktuellen Überarbeitung des Haushaltssicherungskonzeptes haben wir uns 

auf der Ertragsseite daher auf wenige Bereiche beschränkt. Ich möchte nicht auf 

jede Maßnahme, sondern nur auf die größeren Veränderungen eingehen: 

 Wir konnten mit zwei unserer Beteiligungen höhere Gewinnabführungen verein-

baren. Das sind die ENERVIE und der SELH. Hier geht es um siebenstellige und 

damit durchaus mehr als relevante Beiträge. Dafür sage ich danke an die Unter-

nehmensleitungen für die konstruktiven Gespräche. 

 Wir werden unsere Kostenerstattungsansprüche gegenüber dem Landschaftsver-

band im Bereich der Jugendhilfe mit Nachdruck verfolgen. Was vielleicht erstmal 

technisch klingt, hat durchaus erhebliche Relevanz: Auch hier geht es um sieben-

stellige Beträge jährlich. Und wie ich am vergangenen Freitag erfahren durfte, 

bleibt es nicht beim Aufschreiben der Maßnahme. Die Kolleginnen und Kollegen 

aus dem Jugendamt sind bereits mitten in der Umsetzung. 

 Zudem schlagen wir eine zweistufige Erhöhung der Vergnügungssteuer vor.  

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch etwas zur Gewerbesteuer sagen: Sie wissen, 

dass wir aufgrund der angespannten Haushaltslage in den vergangenen Jahren den 

Hebesatz in Stufen angehoben haben und damit bereits über einen vergleichsweise 

hohen Hebesatz verfügen, der uns – um es zurückhaltend zu formulieren – im inter-

kommunalen Wettbewerb nur eingeschränkt attraktiv macht. Daher müssen andere 

Standortfaktoren gestärkt werden, um die Grundlage für mindestens stabile bzw. 

steigende Gewerbesteuereinnahmen zu sichern. Hierzu gehören aus meiner Sicht 

unter anderem entsprechende Flächenangebote, die darüber hinaus einen wichtigen 

Beitrag zur Schaffung und Sicherung von Arbeitsplätzen leisten. 
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6.2.3 Investitionsstrategie 

Bei allen Sparbemühungen bleibt festzuhalten, dass wir in den kommenden Jahren 

in erheblichem Umfang in unsere Infrastruktur investieren. Gleichwohl müssen In-

vestitionen künftig strenger priorisiert werden: 

 Konzentration auf Pflichtaufgaben,  

 kritische Überprüfung der Umsetzbarkeit im Hinblick auf personelle und finan-

zielle Ressourcen sowie anderweitige Prioritäten und  

 konsequente Berücksichtigung von Folgekosten bei der Entscheidung.  

Die Eindämmung von Folgekosten war dabei auch Maßgabe bei der Aufstellung der 

Investitionsliste. Um vernünftige Entscheidungen unter Berücksichtigung von Folge-

kosten treffen zu können, gehören natürlich auch belastbare Entscheidungsgrundla-

gen auf einer soliden Basis dazu. Hier müssen wir uns als Verwaltung sicher verbes-

sern, damit wir den städtischen Gremien die nötigen Grundlagen liefern, sowohl für 

die eigentlichen Investitionskosten als auch für Folgekosten, um solide Entscheidun-

gen treffen zu können. Gleichzeitig müssen wir, damit meine ich Verwaltung und Rat 

gemeinsam, uns an der einen oder anderen Stelle Zeit nehmen, um diese Grundla-

gen vorzubereiten. Ja, ich weiß: Vieles geht nicht schnell genug und müsste schnel-

ler gehen. Investitionen setzen aber Grundlagen für Jahre, bestenfalls Jahrzehnte. 

Daher sollten langfristige Wirtschaftlichkeitsüberlegungen bei Investitionsentschei-

dungen im Vordergrund stehen und Investitionen strategisch geplant werden, damit 

diese mit den finanziellen Möglichkeiten und den Umsetzungskapazitäten in Ein-

klang gebracht werden können. 

 

Bei der aktuellen Investitionsplanung haben uns auch die Mittel des Sondervermö-

gens geholfen. Wir konnten damit unsere Investitionsmöglichkeiten erweitern, ohne 

Kredite in entsprechender Höhe aufnehmen zu müssen. Diese bitter notwendigen 

Mittel fallen allerdings viel zu gering aus. Knapp 30 Millionen Euro erhält die Stadt 

unmittelbar. Gedacht ist das Sondervermögen für bewilligte Maßnahmen bis 2036, 

das heißt für zehn Jahre. Im aktuellen Doppelhaushalt sind die Mittel bis zum Jahr 

2029 komplett verplant, also in lediglich vier Jahren.  

Und zur Einordnung der Höhe von 30 Millionen: Der vorliegende Doppelhaushalt 

enthält geplante Investitionen in einem Volumen von fast 300 Millionen Euro. 
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300 Millionen wollen wir mit diesem Doppelhaushalt in den kommenden Jahren in 

die Stadt investieren. Das ist eine bemerkenswerte Summe und beinhaltet wichtige 

Investitionen für die städtische Infrastruktur. Darin noch nicht enthalten sind Mittel für 

das P+C-Projekt. Da wir uns hier mit dem Projektträger noch in Abstimmungen befin-

den, beabsichtigen wir, die notwendigen Mittelanmeldungen über die Änderungsliste 

in den Etat einzubringen.  

 

6.2.4 Strukturelle Veränderungen 

Lassen Sie mich mit Blick auf das Haushaltssicherungskonzept noch zur – neben 

der Meisterung der finanziellen Lage – ebenfalls wichtigen Herausforderung der vor 

uns liegenden Jahre kommen, zu den strukturellen Veränderungen: Wir werden un-

sere Aufgabenerledigung neu denken müssen: 

 Aufgabenkritik, 

 Digitalisierung/Automatisierung,  

 Einsatz von KI, 

 effizientere Prozesse. 

Im Rahmen der Aufgabenkritik wurden bereits erste verwaltungsinterne Arbeitspro-

zesse hinterfragt und umgestellt. Auswirkungen hat dies beispielsweise schon im 

Bereich der Haushaltsplanung und -bewirtschaftung, in dem wir zur Verschlankung 

Produkte und Konten zusammengefasst haben und durch Budgetumstellungen zur 

Vereinfachung Abrechnungs-, Buchungs- und Prüfungskapazitäten einsparen. Das 

ist aber nur ein kleiner Anfang. 

Zum Neudenken gehören aber auch 

 organisatorische und arbeitstechnische Anpassungen,  

 interkommunale Zusammenarbeit,  

 klare Verantwortlichkeiten. 
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All diese Themen werden wir angehen müssen, um die Leistungsfähigkeit der Ver-

waltung bei gleichzeitig zurückgehenden Personalressourcen sicherstellen zu kön-

nen. Nur so wird es gelingen, die gesetzlichen Pflichtaufgaben und die weiteren 

wichtigen Aufgaben der Daseinsvorsorge trotz sinkender Fachkräftezahlen weiter zu 

erfüllen. Um diesen Prozess aktiv zu steuern, wird es eine zentrale Projekt- und Pro-

grammstruktur in der Verwaltung geben. Dieser Transformationsprozess wird in den 

kommenden Monaten und Jahren unser Handeln prägen, um uns zukunftssicher 

aufzustellen. 

 

7. Chancen und Risiken 

Das Ihnen vorliegende Haushaltssicherungskonzept ist natürlich nicht frei von Risi-

ken, vorrangig aus externen Einflüssen. Und es gibt viele Risiken. Lassen Sie mich 

daher auf wenige aktuelle Einflüsse eingehen: 

 konjunkturelle Entwicklungen,  

 Zinsänderungen,  

 Finanznot auf anderen Ebenen und 

 die Entwicklung der Transferaufwendungen. 

Wir sehen es aktuell, wie die Lage in Nahost die Lage hier bei uns beeinflusst und 

dabei einerseits den erhofften konjunkturellen Aufschwung eindämpft und gleichzei-

tig Preise und ggf. Zinssätze verändert. Auch die Unterfinanzierung der gesetzlichen 

Krankenversicherung bleibt nicht ohne Folgen für die kommunale Ebene: Vor dem 

Hintergrund steigender Ausgaben versuchen die Krankenkassen, ihre Leistungsaus-

gaben zu begrenzen, und setzen dabei auch auf einen restriktiven Umgang mit ab-

rechnungsfähigen Rettungsdiensteinsätzen, zulasten der kommunalen Haushalte.  

Im Bereich der Sozialkosten liegt sicherlich das größte Entlastungspotential für die 

Kommunen. Die anstehende KiBiz-Reform böte hierfür eine Gelegenheit. Für Lüden-

scheid könnte allerdings auch die Klage der Nordkreiskommunen gegen die 

Kreisumlage wegen der Kosten des Klinikums ein böses Erwachen geben. 
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Es sind aber auch immer wieder gesetzliche Rahmenbedingungen, die uns das Le-

ben schwermachen. 

Das bedeutet: Selbst dieses ambitionierte Konzept ist keine Garantie – sondern ein 

notwendiger Schritt. Das Konzept bietet aber die Chance, eigenverantwortlich und 

ohne aufsichtsrechtliche Restriktionen zu handeln. 

 

8. Erwartungen an Bund und Land 

Meine Damen und Herren, 

bei aller Eigenverantwortung, die wir hier vor Ort zu tragen haben, muss auch klar 

sein: Die strukturellen Probleme lassen sich nicht allein auf kommunaler Ebene lö-

sen. Wir leisten mit dem Haushaltssicherungskonzept unseren Beitrag hier. Die Kon-

solidierungsanstrengungen stoßen aber allerorts zunehmend an Grenzen. Ohne die 

Unterstützung von Bund und Land wird es dauerhaft nicht gelingen. 

Wir brauchen: 

 eine bessere Finanzausstattung der Kommunen, 

 eine Entlastung von Sozialkosten und  

 eine konsequente Anwendung des Konnexitätsprinzips.  

Da ich aber auch die Aussagen der Verantwortlichen zur Finanzsituation auf Bun-

des- und Landesebene kenne, möchte ich den Entlastungsappell vorrangig auf den 

nicht-monetären Bereich beziehen: Wir brauchen Entlastungen durch Bürokratieab-

bau, Vereinfachung von Verfahren und Veränderung von Strukturen. Viele Aufgaben 

sind in den vergangenen Jahren in wachsender Komplexität auf die Kommunen 

übertragen worden, ohne dass gleichzeitig eine Entflechtung von Zuständigkeiten o-

der eine Reduzierung administrativer Anforderungen erfolgt ist.  

Auch hier leisten wir unseren Beitrag, in dem wir anfangen, vor der eigenen Tür zu 

kehren. Die weitaus größeren Potenziale schlummern aber in Bereichen, die wir 

nicht beeinflussen können. Die Einsetzung von Reformkommissionen – wie aktuell 
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im Bereich der Sozialstaatsreform – ist ein richtiger und wichtiger Schritt, von dem 

auch die Kommunen profitieren können, ohne dass es zu Leistungs- oder Qualitäts-

einschränkungen für Bürgerinnen und Bürger kommen muss. Diese Ansätze müssen 

systematisch auf weitere Aufgabenfelder übertragen werden, insbesondere in Berei-

che mit hohem Vollzugsaufwand auf kommunaler Ebene. Die Vorschläge müssen 

aber auch umgesetzt werden. 

Dies ist ein notwendiger Beitrag, um die kommunale Handlungsfähigkeit zu sichern 

und die Ressourcen auf die Kernaufgaben vor Ort zu konzentrieren. Es ist daher 

wichtig, diese Anliegen in die Entscheidungsebenen von Land und Bund zu tragen 

und sowohl fachlich als auch politisch mit Nachdruck zu begleiten und Ergebnisse 

einzufordern. Ob für das Vorbringen solcher Anliegen der juristische Weg der rich-

tige ist, werden wir gleich im weiteren Verlauf der Sitzung noch diskutieren. 

 

9. Fazit 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, meine Damen und Herren, 

 

es liegen schwierige Zeiten vor uns. Aber wir stellen uns dieser Herausforderung 

und sind bereit Veränderungen anzugehen, Anpassungen vorzunehmen und Verant-

wortung zu übernehmen.  

Dieser Doppelhaushalt ist kein Wunschhaushalt. Er ist ein Haushalt der von Notwen-

digkeiten und Konsolidierung dominiert wird, aber auch Chancen zur Gestaltung 

schafft. 

Er ist auch ein Haushalt mit einem klaren Ziel: die Handlungsfähigkeit unserer Stadt 

zu sichern. Denn mit den o.a. Maßnahmen gelingt der planmäßige Haushaltsaus-

gleich im Jahr 2034 und der Haushalt ist genehmigungsfähig. 
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Ich bitte Sie daher: 

Begleiten Sie diesen Haushalt kritisch, aber konstruktiv. Diskutieren Sie die Maßnah-

men – aber verlieren Sie das Ziel nicht aus dem Blick. Denn der Haushaltsausgleich 

im Jahr 2034 muss „stehen“. 

Es geht nicht um Einzelmaßnahmen, sondern um das Gesamtpaket. Es geht um un-

sere gemeinsame Verantwortung zum Wohle unserer Stadt. 

 

 

Sehr geehrte Ratsmitglieder, 

für Ihre Vorbereitungen stehen Ihnen wie gewohnt der Haushalt in der klassischen 

Form und ab morgen auf der Homepage auch wieder der Haushalt in der interakti-

ven Version zur Verfügung. Ich wünsche Ihnen in den kommenden Wochen gute 

Haushaltsberatungen und konstruktive Diskussionen mit den Unterlagen, die wir 

Ihnen liefern.  

 

Ihnen allen hier im Ratssaal danke ich herzlich für Ihre Aufmerksamkeit! 


